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Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geitattet.) 
3. Sitzung vom 20. November, 11 Uhr. 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Leſung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes und des Erbſchaftsſteuergeſetzes. 

Ein Vorſchlag des Abg. Rickert, die Generaldebatte über 
beide Entwürfe zu vereinigen, wird abgelehnt, und zunächſt die 
Generaldiskuſſion über die Einkommenſteuervorlage allein 
eröffnet. K d 

Das Wort zur Begründung dieſer Vorlage ergreift 

Finanzminiſter Dr. Miquel: Durch die Ausführungen des 
Herrn Miniſterpräſidenten und durch die drei Geſetzentwürfe, die 
bereits in Ihren Händen ſind, ſind dem hohen Hauſe die Grund⸗ 
linien der Steuerreform bereits im Allgemeinen bekannt. Ich 
halte aber im Intereſſe der Sache für wünſchenswerth und glaube 
auch dadurch dem hohen Se die Generaldiskuſſion zu erleichtern, 
wenn ich in mündlicher Rede einige Erläuterungen gebe. Wenn 
es gelungen iſt, in der kurzen Zeit meiner Amtsthätigkeit innerhalb 
vier Monaten, dieſe Steuerreformpläne aufzuſtellen, ſo habe ich 
dies vor Allem den vortrefflichen Vorarbeiten, namentlich in Be⸗ 
treff der Einkommenſteuer, zu verdanken, welche ich im Finanz⸗ 
miniſterium vorfand, dem Verdienſt meines Herrn Amtsvorgängers, 
der Mitwirkung aller Räthe des Finanzminiſteriums, vor Allem 
aber dem Rath und der Unterſtützung des auf dem Gebiete des 
Finanz⸗ und Steuerweſens bewährten General-Steuer-Direktors 
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Ab nothwendig anerkannt worden zu ſein. Wenn wir dieſen Klagen 
Fend gewähren, ſo iſt es nicht blos die Pflicht der Regierung, 
EEN Ihre 8 Aufgabe, als der Vertretung des Landes, 
Nizen bier mitzuwirken. * ö 
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1 cuß un ganterweſen beginnt 1820 mit einer Klaſſenſteuer, 
die lediglich Berufse und Standesſteuer war und nicht den 
Cbaxakter einer Einkommenſtener hatte. 1851 und 1873 wurde ſie 
een ge ber die Dante von der ſie nur die Art 
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ſchließliche Eutſ eidung hatten, ww denne Sënn Ein 
kommenſteuer alles den Kommunen aus der Mitte der Steuer- 
pflichtigen ſelber überlaſſen iſt. Dieſe Gewerbeſteuer ſollte ur- 
ſprünglich die beſonders lohnenden Gewerbe treffen. Durch die ver- 
ſchiedenen Novellen ſind die unſprünglich engen Grenzen theilweiſe 
erheblich erweitert, der Entwickelung der gewerblichen Verhättniſſe 
entſprechend, und es iſt das Syſtem der Bemeſſung der Steuern 


nach dem Umfang des Betriebes und nach dem Betriebsertrage in! 


Wirkſamkeit getreten. Wenn wir heute alſo hieraus die Kon⸗ 
ſequenzen ziehen, die Vertheilung, die den heutigen Verhältnſſſen 
nicht mehr entſpricht, beſeitigen, und die Gewerbeſteuer auf die 
direkte Erfaſſung des Betriebes Dellen, jo thun wir nichts neues, 
wir bleiben innerhalb der hiſtoriſchen Entwickelung. Die Erbſchafts⸗ 


ſteuer ſteckte früher unter den Stempelabgaben; 1873 wurde fie zu 
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frei ließ. Heute betrachten wir ſie im Zuſammenhang mit der 
Einkommenſteuer, nicht allein für ſich, ſondern als nothwendige 
Ergänzung der Einkommenſteuer. Wir thun einen Schritt mehr, 
als man 1873 gethan hat; im Prinzip nichts neues. ` 
Es kommt nun aber auch ein weiteres wichtiges Moment in 
Betracht. Unſer deutſches Steuerſpſtem, welches ſich von einer 
periodiſchen Steuer zu beſtimmten Zwecken allmählich zur ſtändigen 
Kopfſteuer, dann weiter entwickelte auf der Baſis der Objekts⸗ 
ſteuern, nimmt mehr und mehr durch die Nothwendigkeit, die in 
den Dingen liegt, ſoviel wenigſtens die Staatsſteuern betrifft, den 
vorherrſchenden Charakter der Perſonalſteuer an, umgelegt nach 
dem reinen Einkommen, ohne Rückſicht auf die Quellen. Je weiter 
die Perſonalſteuer ſich entwickelt, je ſchärfer das Eigenthum, 
das Geſammteinkommen der Einzelnen getroffen wird, um ſo mehr 
kommt dieſes Perſonalſteuerſyſtem in einen ganz natürlichen Kon⸗ 
II mit der Beſteuerung nach Objekten. Unſere Einkom⸗ 
kommenſteuer und Klaſſenſteuer haben ſchon eine ſolche Bedeutung 
gewonnen, ſind ſchon ſo in den Vorrang getreten der Objektſteuer 
gegenüber, daß nach der Auffaſſung der Staatsregierung eine wei⸗ 
tere Ausbildung der Objektſteuern ausgeſchloſſen iſt. 
Im Gegentheil; Alles drängt bei uns dahin, die allgemeine Ein⸗ 
kommenſteuer zum Hauptträger, zum Eckſtein unſeres ganzen 
Staatsſteuerſyſtems zu machen. Daraus muß folgen, daß die Frage 
brennend wird: wie ſoll die weitere Geſtaltung der Objektsſteuer 
ſein? Soll ſie völlig beſeitigt werden; ſollen die Unzuträglich⸗ 
keiten, die aus dem Nebeneinanderſtehen der Objektsſteuer und der 
Perſonalſteuer ſich ergeben, vermindert werden? Können wir den 
erſten Schritt dazu mit Sé thun; können wir dadurch die leb⸗ 
haften Klagen über Doppelbeſteuerung oder Ueberlaſtung ver⸗ 
mindern? Dieſe Fragen Da gegenwärtig gelöſt werden. 
Eigentlich ſind ſie im Bewußtſein des Landtages und auch der 
Staatsregierung ſchon entſchieden. Denn ſeit langen Jahren 
iſt Uebereinſtimmung zwiſchen der Regierung und dem Landtage 
dahin geweſen, daß die Grund: und Gebäudeſteuer ſchon theil⸗ 
weiſe, wenigſtens ſo weit es die Finanzlage geſtattet, aus dem 
Syſtem der Staatsſteuern losgelöſt und zu einer Kommunal⸗ 
ſteuer gemacht werde. (Sehr richtig!!) Ob wir jemals dahin 
gelangen werden, als Staatsſteuer ausſchließlich eine einheitliche 
Einkommenſteuer zu haben, das iſt eine rein theoretiſche Frage der 
Zukunft. Die Finanzlage verbietet, ſolche Probleme aufzuſtellen 


in der gegenwärtigen Zeit, und nach meiner Ueberzeugung könnte | 


zu einem ſolchen Schritt erſt dann möglicherweiſe übergegangen 
werden, wenn die Einkommenſteuer ſo 1 veranlagt wäre, daß 
die Staatsfinanzen auf der Einkommenſteuer mit Sicherheit würde 
baſirt werden können. Von dieſem Zeitpunkte ſind wir aber noch 
weit entfernt und werden auch nach der Reform der Einkommen- 
ſteuer, welche Ihnen vorliegt, entfernt bleiben. Aber wir können 
einen weſentlichen Schritt nach dieſer Richtung thun, und dieſer 
Schritt liegt auf dem Wege, wo die weitere Hinausſteckung des 
Zieles durch nichts für die Zukunft ausgeſchloſſen wird. Im 
Gegentheil, wir haben dann der Entwicklung eine beſtimmte Rich⸗ 
tung gegeben, die, wenn ſie innerlich begründet iſt, durch die Natur 
der Sache unterſtützt, ſelbſt weiter führt. Wollen wir die Objekts⸗ 
Steuer zum Theil als Staatsſteuer aufheben, ſo kann darüber 
nicht der geringſte Zweifel ſein, daß dann die Grund- und Ge⸗ 
bäudeſteuer diejenige ſein muß, mit der dieſer Verſuch erſt 
emacht wird. (Sehr gut!) Die Gewerbeſteuer iſt in gewiſſer 
Beziehung auch eine Objektsſteuer, ſie ſoll aber nur 1 Proz. des 
Belriebsertrages bringen, ſie ſoll darüber hinaus gar nicht weiter 
entwickelt werden. Sie wird allzährlich veranſchlagt, kann folglich 
auf veränderte Verhältniſſe gebührend Rückſicht nehmen. Die 
Grund- und Gebäudeſteuer wird zwiſchen 4 und 5 Proz. des 
egenwärtigen Reinertrages ausmachen. Die Grundſteuer iſt fixirt, 
ie iſt ein für allemal veranlagt, ſie kann auch nicht revidirt 
werden. Die Ungleichheiten, die unvermeidlich waren, ſind im 
Laufe der Entwickelung durch die Veränderungen in den Got: 
kurrenzen der Verkehrsmittel, durch die Meltorationen noch viel 
größer geworden. (Sehr richtig!) Dieſe Ungleichheiten können 
Sie nicht wegbringen; wir können das Experiment einer noch— 
maligen Veranlagung der Grundſteuer nicht machen. Von den 
ungeheuren Koſten und Schwierigkeiten abgeiehen, würde auch das 
Reſultat kein beſſeres ſein, und in kurzer Zeit wird es ebenſo ver— 
ändert ſein, wie es jetzt der Fall It. Dieſe Steuer in ihrer heu— 
tigen Art der Veranlagung kann aber zu einer weſentlichen Beſſe⸗ 
rung in Bezug auf die verhältnißmäßige Gleichheit dadurch gebracht 
werden, daß ſie zu einer Steuer kleinerer Verbände wird. Denn 
in den kleineren Verbänden gleicht ſich dieſe Ungleichheit aus; 
außerdem iſt aber die Grundſteuer ihrer Natur nach mehr für 
eine Kommunalſteuer geeignet als für eine Staatsſteuer. Der 
Grund und Boden empfängt von den Gemeinden und ihren Lei— 
ſtungen Werthſteigerungen, andererſeits verurſacht er in weſent⸗ 
lichen Beziehungen die Ausgaben der großen Kommunalverbände. 
Es iſt daher wohl von jeher unbeſtritten geweſen, daß die Ver⸗ 
wandlung der Grundſteuer in eine Kommunalſteuer in der Natur 
der Sache liegt. Die Regierung hatte früher die Abſicht, gleich⸗ 
zeitig mit der Emanirung des Einkommenſteuergeſetzes einen Theil, 
die Hälfte der Grund- und Gebäudeſteuer den Kommunalverbänden 
zu überweiſen. Gegenwärtig wird dieſer Vorſchlag nicht wieder⸗ 
bolt aus inneren und aus finanziellen Gründen. 

Sowohl die Thronrede als die Ausführungen des Miniſter⸗ 
präſidenten haben Ihnen die Anſchauung der Regierung über den 
Zuſammenhang der Finanzfrage mit der Steuerreformfrage deutlich 
genug gezeigt. Die Regierung hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß zwar gegenwärtig mit der Reform ſelbſt der direkten Steuern 
Mehreinnahmen für die Staatskaſſe nicht erzielt werden ſollen, daß 
vielmehr die Mehrexträgniſſe, die ſich etwa ergeben, zu weiteren 
Entlaſtungen der mittleren und kleineren Vermögen, insbeſondere 
der Kommunalverbände durch Ueberweiſung von Grund- und Ge— 
bäudeſteuer zur Verwendung gelangen. Andererſeits aber hat ſie 
ſich auch mit derſelben Beſtimmtheit dahin ausgeſprochen, daß ein 
Verzicht auf die bisherigen ſicheren, und feſten Einnahmen des 
Staates ohne einen entſprechenden Erſatz nicht zu verantworten 
wäre. Ich muß mir vorbehalten, bei Gelegenheit der Etats⸗ 
berathung auf dieſe Frage näher einzugehen und im Einzelnen die 
Begründetheit dieſes Standpunktes der Regierung darzuthun. Ich 


halte mich aber doch verpflichtet, einige Streiflichter auf dieſe Frage 
hier zu werfen und Ihnen dabei auch die erforderlichen Mitthei⸗ 
lungen über die Ergebniſſe des Rechnungsabſchluſſes des 
Jahres 1889/90 zu machen. Der Finalabſchluß des Jahres 
1889/90 weiſt gegen den Etat einen Ueberſchuß auf von 
97 117184 Mark (hört! hört! links). Bekanntlich mußte dieſer ganze 
Ueberſchuß nach Maßgabe der beſtehenden Beſtimmungen in voller 
Höhe zur Schuldtilgung verwandt werden. Dieſer Ueberſchuß iſt 
ein ſehr hoher. Aber ich warne Sie von vornherein davor, aus 
dieſem einen Jahre Schlüſſe auf die Geſammtlage unſerer Staats⸗ 
finanzen zu ziehen, wie dieſelben ſich dauernd geſtalten werden. Die 
Betriebsverwaltungen des Staates ergeben allein einen Ueberſchuß 
gegen den Etat von 73471662 Mark. darunter u. A. die Domänen 
einen Ueberſchuß gegen den Etat von 332 469 M., die Forſten von 
7734741 M., die Ablöſungen von Domänengefällen u. ſ w. 3 051 139 
Mark, die direkten Steuern dagegen nur 3 868 580 M.; die in⸗ 
direkten Steuern wiederum 11249339 M., Seehandlung 268 000 
Mark, die Bergwerke 3930 980 M. und endlich die Eiſenbahnen 
42 926 970 M. Bei den Dotationen der allgemeinen Finanzver⸗ 
waltungen hat ſich ein Minderzuſchuß ergeben von 21169176 M. 
Die Mehreinnahmen aus Zöllen haben dabei betragen 47 907 381 
Mark und die Reichsſtempelabgabe hat mehr eingebracht als ver⸗ 
anſchlagt war: 8 151834 M., während andererſeits die Verbrauchs⸗ 
abgaben von Branntwein einen Minderertrag von 11170809 M. 
ergeben haben und die Ueberweiſungen aus den landwirthſchaft⸗ 
fen Zöllen an die Kreiſe ein Mehr erfordert haben, als veran⸗ 
ſchlagt war, von 24 264 920 M. Bei den Zuſchußverwaltungen 
iſt das Geſammtergebniß 137 920 M., bei einmaligen etatsmäßigen 
Ausgaben iſt eine Mindereinnahme von 141504 M. Dann iſt noch 
eine außeretatsmäßige Einnahme zu verzeichnen aus der franzöſi⸗ 
ſchen GE eg, dem letzten Reſt von 2 253 157 M. 
Zu dieſem Ueberſchuß über den Etat tritt noch ein etatsmäßiger 
Ueberſchuß von 4 986430 M., jo daß der Geſammtüberſchuß 
ſich auf 102 103 640 M. ſtellt. 
Man könnte darnach nun glauben, daß wir im Gelde ſchwim⸗ 
men und zu viel Steuern erheben, und daß es richtig wäre, die 
Reform einzuleiten mit dem Erlaß ergiebiger Steuern. Ein Rück⸗ 
blick auf die Finanzgebahrung in den letzten acht Jahren ergiebt 
aber, daß von 1600 bis 1700 Millionen Einnahmen nur 160 Mil⸗ 
lionen aus feſten, unveränderlichen, ſicheren direkten Staatsſteuern 
tammen. Es wäre alſo höchſt bedenklich, in einem guten Jahre 
dauernde Einnahmequellen preiszugeben oder dauernde Ausgaben 
u übernehmen, während man nicht ſicher iſt, was der morgende 
ag bringt. Die geſammte Staatsſchuld beträgt gegenwärtig 
5 800 000 000 M. Das iſt ja nicht bedenklich, da allein die Ein⸗ 
nahmen zur Verzinſung und allmähligen Tilgung der geſammten 
Staatsihuld ausreichen. Von den Ueberſchüſſen der Eiſenbahnen, 
welche von 1882 bis 1889 90 1 782 84000 M. betrugen, wurden zur 
Verzinſung 1158 233 174 M., zur Schuldentilgung 624579015 M. 
verwandt, während 233 519 700 M. zur etatsmäßigen Ausgabe 
gelangten. Sie erſehen daraus, in welchem Maße der Etat auf 
die Zuſchüſſe der Eiſenbahnverwaltung angewieſen iſt. Daraus 
ergiebt ſich aber auch, wie glänzend ſich die Eiſenbahnverſtaatlichung 
nach der finanziellen Seite bewährt hat (Sehr gut! rechts), und daß 
diejenigen, die dafür eingetreten ſind, den Steuerpflichtigen im 
Lande einen großen Dienſt erwieſen haben. (Zuſtimmung rechts.) 


Bei der Schuldentilgung ſtellt ſich durch die Abſchreibung auf die 


Eiſenbahnſchuld der Verminderungsſatz auf % pC., bei der ledig⸗ 
lich wirklichen Tilgung ohne Berückſichtigung der Abſchreibungen 
für die im Etat ſelbſt zur Verwendung gelangten Theile auf 
1¼ pCt., die wirkliche Tilgung der geſammten Staatsſchuld, die 
doch nur allein maßgebend ſein kann, auf etwa 1,32 pCt. Und 
zwar iſt der Satz in den einzelnen Jahren äußerſt verſchieden: 
1882 1,60, 1883 0,68, 1884 0,97, 1885 0,37, 1886 0,94, 1887 0,84, 
1838 1,56, 1889 3 pCt. Das letzte Jahr iſt alſo ein Ausnahmefall, 
den man nicht zu Grunde legen darf. Die Betriebsverwaltungen 
geben jo ſchwankende und unſichere Einnahmen, daß die größte 
Vorſicht bei der Beurtheilung der geſammten Finanzlage geboten 
iſt, und nur größere Zeiträume bier Sicherheit geben. Auch das 
Verhältniß Preußens zum Reich mahnt zur Vorſicht. Das deutſche 
Reich iſt von unſerem eigenen Fleiſch und Blut, und von ſeinen 
anderthalb Milliarden Schulden ſind wir mindeſtens mit drei 
Fünftel behaftet. \ 

Die Staatsregierung hat daher den Standpunkt eingenommen, 
daß ſie, wenn ſie zwar keine Vermehrung der ſicheren Einnahmen 
verlangt, aber auch keine Verminderung ohne Erſatz vornehmen 
will. Ich hoffe, daß Sie, die Sie ebenſo gut mit verantwortlich 
ſind für die Finanzlage, mit mir übereinſtimmen. Die parlamen⸗ 
tariſchen Körperſchaften müſſen die feſtgewurzelten Traditionen, die 
ſie ererbt haben von den großen preußiſchen Herrſchern. nicht blos 
feſthalten, ſondern auch weiter pflegen. (Sehr richtig! rechts.) Auf 
dieſer Tradition beruht in vieler Beziehung die Kraft und Größe 
Preußens, und wir dürfen uns nicht durch momentane Stimmungen, 
durch die Ergebniſſe eines einzigen Jahres von der vorſichtigen 
Behandlung dieſer Frage abwendig machen laſſen. d 

Aus diefer Grundauffaſſung ergiebt ſich von ſelbſt das Ver⸗ 
fahren der Regierung in Weng auf Ueberweiſung von der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer. Heute können wir nur mit Sicherheit den 
Betrag angeben, um welchen durch die Erleichterung die Einnahmen 
der Einkommenſteuer ſich verändern, Niemand aber weiß, wie die 
Einnahmen aus der Einkommenſteuer ſteigen werden. Daher kaun 
die Grund- und Gebäudeſteuer nicht eher überwieſen werden, als 
bis wir das Ergebniß der Einkommenſteuer kennen. Auch hier 
wird ein kleiner Aufſchub nicht ſchaden. Die Berathung der Land⸗ 
gemeindeordnung wird nachher die Beſchlußfaſſung über die Art 
der Ausführung weſentlich erleichtern. Mit Entſchiedenheit hält 
die Staatsregierung das frühere Programm der allmählichen 
Verminderung der Objektsſteuern und der Umwandlung der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer zum Theil, wenigſtens ſo weit es die 
Staatsfinanzen geſtatten, in Kommunalſteuern, aufrecht. Sie hat 
nicht angeſtanden. in dieſer Beziehung Ihnen alle geſetzlichen 
Garantien zu bieten, Können Sie noch größere Garantieen finden, 
jo wird das keinen Widerſtand finden. (Beifall) 2 

Es iſt nicht an der Zeit, über alle dieſe Ausführungen im 
Einzelnen zu ſprechen, weil dazu die Vorbedingungen fehlen, aber 
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wir find überzeugt, wenn es gelingt, Melen erſten großen Schritt 
in der Steuerreform mit Ihrer Hilfe zu thun, daß wir uns dann 
auch über den zweiten Schritt verständigen werden. Gewiß wird 
von Vielen die Reform der Kommunalſteuer weit dringender ge⸗ 
wünſcht, aber man kann dieſelbe nicht beginnen ohne vorange⸗ 
gangene Reform der Staatsſteuer. (Sehr wahr!) Alle ſolche Ver⸗ 
ſuche würden erbärmlich ſcheitern. Auch die Anſicht, daß man 
aert mit einer Reform der indirekten Abgaben beginnen ſollte, 
Kon fein Hinderniß fein für die Reform der direkten Steuern. 
Wir müſſen doch ſchließlich die Ausgaben leiſten, und den Staats⸗ 
künſtler möchte ich ſehen, der in unſerm oder dem Reichsetat 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen weſentliche Erſparniſſe 
machen könnte. b é 

Bei dem Beſtreben der a Ch auf weitere Ausbildung der 
Perſonal⸗ und Verminderung der Verbindung der Perſonal⸗ mit 
den Objektſteuern kann an die Schaffung einer neuen Objekt⸗ 
ſteuer gegenwärtig naturgemäß nicht gedacht werden. Die Kapital⸗ 
rentenſteuer iſt eine Objektſteuer, berechtigt, wenn auf die Dauer 
der Grund und Boden und der Gewerbebetrieb ausſchließlich 
neben der allgemeinen Einkommenſteuer beſteuert wird. Dann 
halte ich die Kapitalrentenſteuer für einen berechtigten Ausgleich 
in Beziehung auf die verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung und 
die verſchiedenen Eigenthumsgegenſtände (Hört! Hört!) Aber wenn 
man davon ausgeht, daß dann die Objektſteuer überhaupt ver⸗ 
mindert, würde es unlogiſch und verkehrt ſein und uns in eine 
abwegige Richtung treiben, wenn wir in demſelben Augenblick eine 
nenen Objektſteuer ſchaffen. Wenn wir die Beſteuerung wirklich richtig 
erfaſſen, wenn wir durch die Erbſchaftsſteuer das fundirte Ein⸗ 
kommen mehr heranziehen, wenn wir durch die Gewerbeſteuer die 
Großbetriebe, das Großkapital, das in dieſen Betrieben thätig iſt, 
ſchärfer und gerechter als bisher treffen, ſo werden die Klagen 
über eine ee een Zi mobilen Kapitals in der Beſteuerung 
von ſelbſt ſchwinden. Aber die Staatsregierung hat offen ausge⸗ 
ſprochen, daß, ſollte es aus unbekannten Gründen nicht gelingen, 
die Objektſteuern zu vermindern, die Grund- und Gebäudeſteuer 
zu überweiſen, die Gewerbeſteuer zu reformiren, daß dann freilich 
weiter nichts übrig bleibt als zurückzugehen und das Objektſteuer⸗ 
ſyſtem weiter auszubilden. Das wäre ein gewaltiger Rückſchritt 
und höchſt bedauerlich, kaum ausführbar, einfach deswegen nicht, 
weil unſere Perſonalſteuer, die allgemeine Einkommenſteuer ſchon 
gegenwärtig dieſe große Bedeutung gewonnen hat. 

Was die Frage der Deklaration angeht, welche ſchon den Land⸗ 
tag beſchäftigt hat, habe ich das volle Vertrauen, daß der deutſche 
und preußiſche Bürger, auf Ehre und Gewiſſen aufgefordert, die 
Wahrheit zu jagen dem Staate EE in der Regel die Wahr: 
heit jagen wird (Sehr richtig!) Wir ſind darin den anderen deut: 
ſchen Staaten gegenüber zurückgeblieben. In dem größten Theil 
der deutſchen Staaten beſteht die Deklarationspflicht und hat ſich 
voll bewährt. Was dort möglich iſt, warum ſollte es in Preußen 
unmöglich ſein? Wir haben in dem Geſetzentwurf jede MEN 
Milderung, die die Sache ſelbſt nicht berührt, aufgenommen. Man 
kann aber verlangen, daß jeder ſeine Bürgerpflichten voll erfüllt, 
einerlei, ob es ihm bequem Dr oder unbequem. Die Deklaration allein 
aber reicht nicht aus, der Staat muß auch berechtigt ſein, Korrek⸗ 
u laſſen. Wir haben in dieſer ee: viel 
Deiner Machtmittel gefordert, als andere Staaten. Die Frage, 
ob die Landräthe zur Einſchätzung geeignet ſind, hat keine große 
praktiſche Bedeutung. Andere Beamte ſind ja gar nicht vorhanden. 
Die nothwendigen Aenderungen in dieſer Beziehung werden `Hh 
päter von ſelbſt ergeben. Die ſtaatliche Ernennung eines Theils 

r Mitglieder der Einſchätzungskommiſſion iſt durchaus berechtigt. 
Sonſt würden zu ſehr lokale Rückſichten überwiegen. Im allge⸗ 
meinen werden ja auch ſolche Männer ernannt werden, die ſchon 
das Vertrauen des Kreiſes genießen. Die Regierung kommt aber 
dadurch in die Lage, auch einmal Sachverſtändige und höher ge⸗ 
bildete Beamte in die Kommiſſion zu ſchicken, damit die Gleich⸗ 


SJ mäßigfeit der Veranlagung in der ganzen Monarchie auf dieſe Weiſe 


mehr gefördert iſt. Für die Berufungskommiſſion find alle Garan— 
tien eines wirklichen Gerichtshofes vorhanden. 

Bezüglich der Steuerbefreiung der Reichsunmittelbaren iſt die 
Regierung nicht der Meinung, daß die Steuerfreiheit der Standes⸗ 
herren auf völkerrechtlichen Verträgen beruhe, daß vielmehr die 
preußiſche Geſetzgebung hiervon völlig frei iſt. Die Regierung iſt 
ferner nicht der Meinung, daß die Rechtsverhältniſſe aller Standes⸗ 


herren gleich ſeien. In Betracht kommen hier nur die, die that⸗ 
75 4 ein Recht auf Steuerbefreiung haben. Wenn ſie es Vi 
ö e 


uf Grund der preußiſchen inn engeren hält die Regierun 
Recht für das Privilegium im engeren Sinne, und dieſe Privilegien 


können zwar durch die Geſetzgebung verändert, ſogar aufgehoben 


werden: aber nur durch auen ie Entſchädigung. Die Hexan⸗ 


ziehung von Aktiengeſellſchaften iſt durchaus gerechtfertigt. Wenn 
dieſe Aktiengeſellſchaften als ſolche Einkommen haben, müßten fie 
als ſolche beſteuert werden, wenn ein Aktionär Einkommen hat, 
muß er beſteuert werden. Materiell muß man allerdings ſagen, 


= daß hier daſſelbe Einkommen beſteuert wird. (Heiterkeit links.) 
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Aber das läßt ſich beim Prinzip einer allgemeinen Einkommen⸗ 


ſteuer nicht vermeiden. Uebrigens E ſchon unſere Kom⸗ 
munen ohne Reue und ohne Klage über Doppelbeſteuerung dieſe 
Geſellſchaften. Die kleinen Aktiengeſellſchaften werden von uns ja 
nach Möglichkeit berückſichtigt. 

Die Steuergrenze von 900 Mark hat die Regierung 1 
aus dem Grunde, weil die Vorverhandlungen im Sech fie belehrt 
haben, daß das Haus nicht geneigt ſei, die Steuergrenze höher hinauf⸗ 

uſetzen. Die Regierung hat ſich hier, wie in vielen anderen Fällen, 

en Wünſchen des Hauſes angeſchloſſen. Sie hat aber dafür die 
individuellen Verhältniſſe mehr als bisher berückſichtigt, und nament⸗ 
lich die Familienväter erleichtert. Wenn die Zwiſchenſtufen der 
Steuerſtufen verkleinert ſind, wenn das Einkommen nach dem mitt⸗ 
leren Betrage berechnet wird, ſo hat das den Zweck, das Einkommen 
möglichſt individuell zu treffen. Ob ſpäter die Stufen ſich werden 
halten laſſen, das wird ſich in der Zukunft zeigen. Heute muß 
aber die Staatsregierung auf dieſes Stufenſyſtem beſtehen. Kor⸗ 
refturen Wege wird die N mit Wohlwollen prüfen, 
nur gebe ich zu bedenken, daß weſentliche Aenderungen in dem 
Steuertarif gerade in den mittleren Stufen erheblich finanziell ins 
Gewicht fallen. Wir ſind in Preußen nicht reich ge, um den 
alten Satz zu vergeſſen, daß es die Maſſe bringt. Erwägen wollen 
Sie auch ferner, daß wir die beiden unteren Stufen der Klaſſen⸗ 


ſteuer bereits freigelaſſen haben, daß wir die Klaſſenſteuer und 


100 Stufen der Einkommenſteuer ſo weit reduzirt haben, daß der 
tagt einen Verluſt von 26 Millionen hat. — Die Degreſſion 
ein allgemein anerkanntes Bedürfniß. Wir haben uns bemüht, 
die möglichen Schwierigkeiten zu bejeitigen und gewiſſermaßen auf 

der Zong der communis opinio den Geſetzentwurf aufzubauen. 
ie Einkommenſteuer kann aber nicht voll in ihren Wirkungen 
verſtanden werden, wenn man nicht zugleich die beiden anderen 
Steuern, erk und Gewerbeſteuer in Betracht zieht. ai 
rbſchaftsſteuer vielfach auf Abneigung ſtößt. 


655 daß die 
(Sehr Ke D Dean joll ſich aber nicht von Gefühlen leiten laſſen, 
wenn es um prattiſche Steuerreform handelt. In Holland 


and, 
Belgien, Großbritannien, Oeſterreſch und Frankreich iſt die Innig⸗ 
keit des Verhältniſſes zwiſchen Ehegatten, zwiſchen Eltern und 
Kindern genau ebenſo vorhanden wie bei uns, und doch wird dort 
die Erbſchaftsſteuer nicht als eine Verletzung dieſes Verhältniſſes 
ai og arum ſoll es bei uns anders ſein 2 zes wird 
ja 17 erſt erhoben, wenn eine Erbauseinander Som, ſtatt⸗ 
findet. Eine geringe prozentuale Abgabe von einem Anfall, der 
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eine Vermögensvermehrung bedeutet, wird auch leichter getragen 
als eine jährlich erhobene Steuer. Wo es ſich um geringe Be⸗ 
träge handelt, wollen wir auch keine Erbſchaftsſteuer erheben. Die 
Steuer iſt ein ſehr wichtiges Kontrollmi tel für die ausgiebige 
richtige Veranlagung der Einkommenſteuer. Der fundirte Beſitz 
muß aber mehr belaſtet werden, denn die Gleichmäßigkeit in der 
Tragung der Laſten von dem Einkommen aus fundirtem Beſitz iſt 
größer als aus einem Einkommen, welches mit dem Tode des 
Erwerbenden aufhört. (Sehr richtig!) 

Die Gewerbeſteuer hat bisher die kleinen Gewerbe am 
meiſten belaſtet. Wenn jetzt der Großbetrieb mehr bezahlen muß 
als bisher, ſo thut er damit nur ſeine Schuldigkeit. ie Regie⸗ 
rung will mit dieſer Steuerreform keine einſeitige Sozialpolitit 
treiben. Sie iſt erfreut über die Wohlfahrt in allen Kreiſen und 
verfolgt lediglich ausgleichende Gerechtigkeit. Dieſe aber führt 
nothwendig zur Reform der Gewerbeſteuer, bei welcher der Klein⸗ 
und Mittelbetrieb entlaſtet und die großen Betriebe in gerechter 
Weiſe herangezogen werden. Wer hier auch Gegner des Geſammt⸗ 
planes der Regierung iſt und von dem Wunſche ausgeht, der Re⸗ 
gierung weniger zu helfen als Schwierigkeiten zu bereiten, der kann 
doch nicht beſtreiten, daß dieſe Reform der Gewerbeſteuer in ſich 
berechtigt und dringlich iſt. 

Die früheren Geſetze find ſehr exſchwert worden durch die über⸗ 
mäßig gründliche Behandlung der Einzelfragen. bitte Sie 
dringend, vergeſſen Sie nicht das große Ganze an der Sache, ſonſt 
kommen wir bei der Maſſe einzelner Fragen nicht zu Ende, wäh⸗ 
rend doch Ihre Wähler alle die Steuerreform wollen. Das Werk 
iſt ja ſchwer und verletzt viele Anſchauungen und Gewohnheiten, 
aber es iſt kein Werk einer politiſchen Partei. Alle Parteien ſind 
gleichmäßig berufen mitzuwirken. Es iſt ein Werk ausgleichender 
Gerechtigkeit, und wo dieſe aufgerufen wird, giebt es in Deutſch⸗ 
land keine Partei. Wir ſind überzeugt, daß das Hans in dieſem 
Geiſte die Berathungen pflegen wird, und wir hoffen, daß das 
Wert diesmal zu einem gedeihlichen Abſchluß gelangen wird. (Bei⸗ 
fall bei den Nationalliberalen.) ) 

Abg. Dr. Reichenſperger (3tr., auf der Tribüne ſchwer 
verſtändlich): Mir liegt nichts ferner als der Wunſch, der Regie⸗ 
rung Schwierigkeiten in den Weg zu legen, aber ich habe hier das 
Intereſſe der Steuerzahler zu vertreten. Die Reformbedürftigkeit 
der Steuergeſetzgebung erkenne ich vollkommen an, ich meine aber, 
wenn man nichts beſſeres ſchaffen kann, ſoll man nicht an der 
beſtehenden Steuerveranlagung rühren. Ich betone jedoch zugleich, 
daß ich bei meinen nachfolgenden Ausführungen lediglich für meine 
Perſon, nicht für die Mehrheit meiner Freunde ſpreche. 

Ein Fehler des Geſetzes iſt die gleichmäßige Heranziehung 
von fundirtem und unfundirtem Einkommen. Einkommen aus 
Kapital müßte viel mehr herangezogen werden, als es hier ge⸗ 
ſchieht, wie überhaupt in Bezug auf gleichmäßige Vertheilung die 
Vorlage viel zu wünſchen übrig läßt. Auch die Berückſichtigung 
der Familienverhältniſſe iſt eine ganz unzureichende. Ein ſehr er⸗ 
hebliches Bedenken habe ich auch gegen den Deklarationszwang, 
wie er vorgeſchlagen iſt. In dieſer Form würde er weit mehr 
Schaden wie Nußen für den Staat haben und zu den größten 
Unzuträglichkeiten führen. Ein derartiger Deklarationszwang ließe 
ſich rechtfertigen in Zeiten einer Finanznoth, aber nicht bei uns, 
wo lediglich eine gleichmäßige Vertheilung der Steuerlaſt erſtrebt 
wird. In Bezug auf das Wahlrecht werden die Wirkungen des 
Dreitlaſſenwahlſyſtems durch den Geſetzentwurf nur noch ver⸗ 
ſchlimmert. Es tritt durch die Steigerung der Steuerbeträge der 
beiden oberen ted eine Verſchiebung zu Ungunſten der unteren 
Klaſſen ein. Es iſt dringend nöthig, daß die unteren Klaſſen mehr 
als bisher an der Selbſtverwaltung in den Kommunen Theil 
nehmen, und zu dieſem Behufe muß das Gemeindewahlrecht oe: 
ändert werden. (Beifall im Zentrum.) 

Abg. v. Rauchhaupt (konſ.): Die Vorlage iſt wirklich ein 
Abſchluß einer mühevollen langjährigen Arbeit. Die konſervative 
Partei hat ſchon 1882 in ihrem Rechenſchaftsbericht ausgeſprochen: 
Die Einkommenſteuer erfordert eine gerechtere und gleichmäßige 
Einſchätzung und auch auf die anderen reformbedürftigen Punkte 
hingewieſen, von denen in den Motiven hier die Rede iſt. Nach 
fünf Jahren wiederholten wir unſeren Antrag, aber das Haus trat 
ihm nicht bei. Heute ernten wir den Lohn unſerer langjährigen 

emühungen und unſerer ſchweren Arbeit. Wir haben durch dieſe 
Arbeit dem Appell an die Vaterlandsliebe, der an uns neulich ge⸗ 
richtet wurde, ſchon entſprochen. Nun hat der Finanzminiſter uns 
einen ſo großen Reformplan vorgelegt, daß es uns ſchwer werden 
wird, ihn DON zur Ausführung zu bringen. Wir werden es aber 
an unſerer Hilfe und Mitarbeit dazu nicht fehlen laſſen (Bravo!); 
die kleinen Differenzen ſollen uns daran nicht hindern. Die großen 
Geſichtspunkte haben wir mit dem Regierungsentwurfe gemein, 
Zunächſt wollen auch wir die Einkommenſteuer zur Hauptträgerin 
der Stagtslaſten machen. Dieſes Syſtem iſt immer noch das voll⸗ 
kommenſte, das man erreichen kann. Nur bei der Einkommenſteuer 
iſt man wirklich in der Lage, individualifivend den Einzelnen nach 
ſeiner Leiſtungsfähigkeit zu treffen. Wir find deswegen auch für 
Deklaration. Ich rathe Herrn Reichensperger die bekannte 
Broſchüre über die Einſchätzung in der Rheinprovinz zu leſen. Da 
wird er ungeheuerliche Dinge leſen über den Mangel an gutem 
Bürgerſinn der beſitzenden Klaſſen bei der Beſteuerung. Die 
Nation wird durch das gegenwärtige Einkommenſteuergeſetz zu 
einer Nation von profeſſionsmäßigen Lügnern gemacht. Nun gebe 
ich zu, daß die Deklaration allein nicht mmi Wenigſtens in der 
erſten Zeit wird die Einſchätzungskommiſſion zu Hilfe kommen 
müſſen. Das haben die Erfahrungen bei der Einführung der 
Deklarationen im Königreich Sachſen gezeigt. Die Beſorgniſſe 
über die Unmöglichkeit der Deklaration beim Großgrundbeſitz ſind 
ungerechtfertigt. 

Mit dem Einſchätzun et Déi durch die drei Kommiſſionen 
find wir einverſtanden. Unſere Bedenken fangen aber da an, daß 
man die Steuerfeſtſetzung der Kreiseinſchätzungskommiſſion über⸗ 
läßt. Gerathen wir da nicht in Gefahr, 500 verſchiedene Feſt⸗ 
ſetzungen zu bekommen? Ferner haben wir Bedenken dagegen, daß 
beliebige Perſonen, auch außerhalb des Kreiſes wohnende, zu der 
Einſchätzungskommiſſion von der Regierung ernannt werden können. 
Der Landrath kann die Arbeit allein nicht machen, es müſſen ihm 

eeignete Hilfskräfte beigegeben werden, es wüſſen mehr Steuer⸗ 
skale angeſtellt werden, denn die Arbeiten erfordern lange Zeit. 
Aber den Landrath darf man nicht ausſchließen. 

Bei der Steuerftala It es zunächſt fraglich, ob es gerechtfertigt 
iſt, daß die ein 15 enen Zwiſchenſtuſen von Einkommen von 3 
bis 9000 Mk. 10 er belaſtet find als bisher. Die höheren Vermögen 
werden nicht in der Weiße belaſtet, wie wir es wünſchen. Wir 
müſſen verſuchen, eine Skala zu finden, welche dee iv vorgeht 
bei denjenigen Einkommen, welche über das Gewöhnliche hinaus⸗ 
gehen, und von denen ein Theil zur Kapitalbildung verwandt wird. 

An der Gewerbeſt euer It zu tadeln, daß ſie eingeführt 
werden ſoll, ohne daß man die Konſequenzen der Einkommenſteuer 
zieht. Die Gefahr einer Doppelbeſteuerung liegt auch ſehr nahe, 
weil man doch nicht wiſſen kann, ob der Gewerbetreibende nicht 
mit geborgtem Kapital arbeitet. (Abg. Richter: Sehr richtig!“) 
Die Erb ſchaftsſteuer trifft beim Grundbeſitz dierenigen 
Objekte, welche ſchon bei der Grund⸗ und Gebäudeſteuer getroffen 
werden. Bei der Gewerbeſteuer muß das Kapital getroffen werden, 
welches wirklich im Betriebe arbeitet. Bevor man an die Gewerbe⸗ 
ſteuer herangeht. muß erſt das Ergebniß der Einkommenſteuer feſt⸗ 
IS werden. In DER auf dieſe halte ich die 2 für 
edenklich, daß die Ueberſchüſſe der Einkommenſteuer zunächſt zu 


Ale‘ 


einem Fonds angeſammelt werden jollen, der zur Herabminderung 


der Grund⸗ und Gebäudeſteuer verwendet werden ſoll; denn die 
Wirkung dieſer Beſtimmung wird durch die Vorausſetzung einer 
vorherigen Einigung im Parlament aufgehoben, weil die Leute mit 
unfundirtem Einkommen keinenfalls eine ſolche Reform zu Stande 
kommen laſſen werden. (Sehr richtig! links.) 

Er 


Wir haben Vertrauen zu dem Herrn Finanzminiſter. 
möge uns aber auch ein vollſtändiges Steuerprogramm vorlegen, das 
alles umfaßt. Er hat das Talent dazu und wird es jedenfalls 
auch thun. Wir werden alles aufbieten, um dann das Ganze 
fertig zu machen. Ob aber ein ſolches Geſetz noch in dieſem 
Jahre gelingen wird, darüber — . den größten Zweifel. 
(Beifall rechts.) Ein Vertagungsantrag wird abgelehnt. 

Abg. Rickert (dfr. Ich erkenne dem Finanzminiſter ohne 
Weiteres an, daß die Reform der direkten Steuern in Preußen 
eine dringliche iſt. Sie iſt ſeit einer Reihe von Jahren vom Ab⸗ 
geordnetenhauſe verlangt worden, und obwohl alle Parteien bereit⸗ 
willigſt mitgearbeitet haben, iſt ein erhebliches Reſultat bisher 
nicht zu Stande gekommen. Sie wiſſen, in welcher Weiſe die 
Geſetzgebung in Preußen in den letzten Jahren verſumpfte. Sie 
brauchen nur an die Vorgänge im —— mit Geheimrath 
Rommel zu denken, und an Herrn v. Puttkamer, der das Bedürfniß 
einer Landgemeindeordnung überhaupt verneinte. Daß das Schul⸗ 
geſetz von Dringlichkeit ift, hat man uns ſchon vor 40 Jahren 
gelont. Kein einziger Miniſter hat eine derart weitgehende 
Vollmacht, eine Verfügung über derartige große kontrollirbare 
Pauſchquanta, wie der Kultus miniſter. Deshalb iſt das Schulgeſetz 
dringend nothwendig; freilich das konnten wir uns nicht denken, 
daß das Schulgeſetz, welches die Regierung jetzt vorlegt, ſich 
lediglich darauf beſchränken würde, dieſe weitgehende Vollmacht 
der Schulverwaltung auf die Dauer zu verlängern und zu ver⸗ 
ſtärken. Wir werden an allen Geſetzen mitarbeiten nach dem 
Programme des Herrn Miniſterpräſidenten, welcher die Liebe 
zum Vaterlande, das ſich Heimiſchfühlen im Vaterlande hier ins 
Feld geführt hat. Wir acceptiren dieſes Programm, werden 
uns aber nicht der Verpflichtung entziehen können zu prüfen, 
in wie weit die Vorlagen der Staatsregierung geeignet find, dieſe 
Liebe zum Vaterlande, dieſes ſich Heimiſchfühlen herbeizuführen. 

Was nun die große Steuerreform anbetrifft, ſo iſt das Be⸗ 
dürfniß danach ſtärker und dringend geworden durch die Reichs⸗ 
ſteuergeſetzgebung. Die ſog. Reichsſteuerreform iſt der Grund des 
ſchnellen Vorgehens. Man fühlt die Verpflichtung, endlich einen 
Ausgleich zu finden gegenüber der großen Belaſtung insbeſondere 
der armen Bevölkerung in Folge der Steuergeſetzgebung des Reiches. 
Hieraus ergiebt ſich die natürliche Verbindung der preußiſchen 
Reform mit der Reichsſteuerreform. Jede Reform in Preußen 
an den direkten Steuern iſt ein Halbes, wenn ſie nicht in Zu⸗ 
ſammenhang gebracht wird mit den Thatſachen, welche ſeit zehn 
Jahren im Reiche paſſirt find. Der gegenwärtige Zuſtand iſt deze 
unerträglich. Die Finanzen des Reiches und der einzelnen Staaten 
werden und müſſen in Unordnung gerathen, wenn die bisherige 
Finanzwirthſchaft weitergeführt werden ſoll. Wir haben ſchwankende 
Ueberweiſungen des Reiches an die Einzelſtaaten, und der Einzel⸗ 
ſtaaten an die Kommunalverbände, aber eine Verbindung zwiſchen 
Reich und Staat exiſtirt nicht. Vor allem muß, wenn man von 
der Entlaſtung der ärmeren Bevölkerung durch die vorliegende 
Geſetzgebung ſpricht, die Thatſache in jedem Moment ins Ge⸗ 
dächtuiß zurückgerufen werden, daß wir in den letzten 10 Jahren 
400 Millionen Mark an neuen Steuern im Reich erhoben haben. 
Die ärmere Bevölkerung können Sie kaum mehr entlaſten, denn 
75 Be ent zahlen überhaupt feine Steuern, fie ſind befreit. Was 
an Entlaſtung der Gewerbeſteuer und in Bezug auf die Kommu⸗ 
nalfinanzen eintreten kann, it nicht der Rede werth. Rechnen Sie 
ſich aus, was jene Belaſtung für eine Familſe mit fünf Köpfen 
ausmacht, und die Lebensmittelzölle ſind eine Steuer, welche pro⸗ 
greſſiv nach unten hin wirkt. Ich meine alſo, daß jede Steuer⸗ 
reform in Preußen, welche unter der Aegide der Entlastung 
der ärmeren Klaſſen auftritt, wird nach außen hin keinen 
großen Eindruck machen, wenn nicht zu gleicher Zeit am 
anderen Ende der Leipziger Straße Ernſt gemacht wird mit 
dieſer Entlaſtung, wenn nicht ein Ende gemacht wird mit der Ver⸗ 
theuerung der nothwendigſten Lebensmittel. Was haben Sie den 
400 Millionen neuer Belaſtungen gegenüber für die ärmeren Klaſ⸗ 
ſen geleiſtet? Die 21 Millionen der Klaſſenſteuer und die Auf⸗ 
hebung des Schulgeldes, und auch nur zum Theil die Ueberwei⸗ 
ſungen aus den Getreide- und Viehzöllen an die Kreiſe, in dieſem 
Jahre 47 Millionen. Die Motive des Geſetzes, welches von 
dieſen 47 Millionen 10 Millionen abzweigen will, zeigen gerade, 
daß in dem Punkte, wo Hilfe am nothwendigſten war, nichts ge⸗ 
leiſtet worden iſt, auf dem Gebiete der Schule. Jetzt ſollen wir 
reformiren, aber wieder in einer Form, die die Macht der Schul⸗ 
verwaltun geigt, Ein Pauſchquantum von 10 Millionen ſoll zur 
einfachen N. en Verfügung an Gutsbeſitzer und Gemeinden gegeben 
werden. 1 rechts.) 4 

Die Reformgeſetzentwürfe hätten eine ganz andere Zugkraft 
gehabt, wenn zugleich die Bevölkerung erfahren hätte, wie es mit 
der Ermäßigung der Lebensmittelzölle ſteht. Auf dieſem Ge⸗ 
biete ſind vie Thaten zu holen, welche Millionen zufrieden 
machen, aber auch die Unterlaſſungen, welche Millionen unzu⸗ 
frieden machen. Alle Ihre Sozialpolitit hat keinen richtigen 
Hintergrund, denn neben ihr ſteht eine ſolche Lebensmittelbe⸗ 
ſteuerung, wie fie fein anderes ziviliſirtes Land hat. (Unruhe 


rechts. N ? 

ai enn der Herr Finanzminiſter meinte, wir müßten bedenklich 
ſein, daß bei einem ſo großen Budget ſo wenig feſte Einnahmen 
zu Grunde liegen, ſo erinnere ich ihn, daß er bei der Eiſenbahn⸗ 
verſtaatlichung ſelbſt im Gegenſatz zu jeinen heutigen Ausführungen 
ſolche Bedenken vorgebracht hat. AE 

Bei ſo großen taatsbetrieben, wie wir ſie haben, bu alle 
Vorſicht nichts, jo daß dies Bedenken des Finanzminiſters nicht in 
die Wagſchale fallen kann. Es iſt aber leine Zeit ungeeigneter 
zur Steuererhöhung als die jetzige, wo einerſeiks die Ueberſchüſſe 
von 10 r zu Jahr geſtiegen find, andererſeits das Alters⸗ und 
Invaliditätsgeſetz die grö ten Anſprüche an Alle, auch an die Land» 
wirthe ſtellt. Dieſe Situation, dieſe Inangriffnahme ſo großer 
Aufgaben mahnt zur Vorſicht. Warum nutzt die Regierung nicht 
die 4 rei aus, die ſie hat, um dem Grundbeſitz im Oſten zu 
helfen? Warum öffnet ſie nicht die Grenzen, damit die Arbeiter 
aus Polen in die öſtlichen Provinzen herüberkommen können, in 
denen doch Leger Noth an Arbeitern iſt? Hervorragende Kon⸗ 
ſervative ſtehen darin jetzt ſchon ganz auf unſerem Standpunkt. 
Sie werden auch bald zum Frelbaudel zurückkehren und merken, 
daß ihnen die Schutzzölle nichts nützen. 

Die Thronrede erklärt, eine unmittelbare Vermehrung der 
Staatseinnahmen jet nicht erforderlich. Daraus folgt für mich, 
daß kein Geſetz annehmbar iſt, welches nicht die abſolute Garantie 
dafür bietet, daß die Steuer in ihrem Geſammtertrage um keinen 
Pfennig erhöht wird. Bei dieſen Geſetzen iſt aber die Nene en 
einer Erhöhung wohl zugegeben worden. Das würde aber im 
Lande wunderbar berühren, wenn dieſe Summe, welche mehr ein⸗ 
gebracht wird, in den Staatsſchatz detect wird, Zinſen bringt und 
nach Maßgabe eines noch nicht beſtehenden Geſetzes verwendet 
werden ſoll. Wie die Staatsregierung auf dieſen Gedanken hat 
kommen können, daß man Steuern nimmt und dieſe in den Kaſten 
legt, iſt unbegreiflich. Das iſt der Tod ihrer ganzen Finanzreform, 
und ich kann mir auch nicht denken, daß ſie darauf beſtehen wird, 
daß die Summen verwendet werden zu Ueberweiſungen der Grund⸗ 


8 } 
um Abſchluß des Tarifvertrages mit Deutſchland auf mindeſten?s 
10 Jahre gebeten wird. N E 

Die Verhandlungen mit den Schweizer Delegirten wegen 
Abſchluß einer Veterinär⸗Konvention ſollen hier am 24. d. M. 
beginnen. 

Einer Meldung der „Preſſe zufolge, würde der Verwal⸗ 
tungsrath der Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft die Einlöſung der 
Januar⸗Kupons mit 12%/2 Fres. beſchließen. 
UB 


Lokales. i 


Poſen, den 21. November. 


— u. Aus Anlaß des heutigen Geburtstages der 
Kaiſerin Friedrich hat die Kommandantux geflaggt. Die Mann⸗ 
ſchaften des hier in Garniſon ſtehenden Huſaren⸗Regiments, deſſen 
Chef bekanntlich die Kaiſerin Friedrich iſt, dürfen heute nur im 
Ordonnanz⸗Anzuge ausgehen. Die Poſten, welche für den * AN 
Tag vom Leibhuſaren-Regiment geſtellt werden, ericheinen im 
Parade⸗Anzuge. j 

—u. Die altbayeriſchen Paſſionsſpieler unter Direktion 
des Herrn Ed. Alleſch konnten geſtern ihre angekündigten Dar⸗ R 
ſtellungen, trotzdem der Lambertſche Saal ausverkauft war, nicht 
aufnehmen, weil, wie wir von betheiligter Seite erfahren, die 
bereits ertheilt geweſene polizeiliche Erlaubni zu den Auf: 
führungen vorgeſtern zurückgezogen worden iſt. Als Grund 
der Zurückziehung ſoll geltend gemacht worden ſein, daß der 
Lambertſche Saal zu derartigen Darſtellungen nicht geeignet 
ericheine. Seibitverftändlich erleiden die Unternehmer durch das 
Verbot der Darſtellungen einen großen Verluſt. 


Angekommene Fremde. 
Poſen, 21. November. 


Mylius Hotel de Dresde (Fritz Bremer). Pr.⸗Lieut. Prinz 
von Ardek aus Poſen, Major Maſius aus Rawitſch, Sek.⸗Lieut. 
Frhr. v. Forſtner aus Brandenburg a. H., Major a. D. u. Ritter⸗ 
gutsbeſitzer v. Tiedemann aus Seeheim, die Rittergutsbeſitzer Lieut. 
d. Res. v. Podewils aus Penken, Pflug und Frau aus Brody, Lande 
rath a. D. Boldt aus Koſchanowo, Rentier Nehring aus Schlochau, 
die Kaufleute Remy aus Leiſton in England, Kröhl aus Leipzig, 
Stein aus Fürth, Trapert aus Euskirchen, Roberts aus Minden, 
Ehrlich aus Breslau, Landsrehbe aus Düſſeldorf, Hanſtein aus 
Braunſchweig. K 

Hotel de Rome. — F. Westphal & Co. Domänenpächter 
Pirſcher und Frau aus Welna, Rentier v. Jagow aus Berlin, 
die Kaufleute Knoche, Seelig, Leiſer, Nathanſohn, Harmening, 
Löwenthal, Auerbach. Nitykowski und Gelbſtein aus Berlin, 
Kloſſek aus Aachen, Baſch aus Greiz, Reiners aus Ratibor, Me * 
aus Koblenz, Schauer aus Roßwein, Markmann aus Düſſeldorf, , 
Münz aus Leipzig, Ruhmann aus Krotoſchin, Riſo aus Hamburg, 
Behr aus Kotſchau. 

Hotel Bellevue. (H. Goldbach.) Kaufmann Merdes aus 
Danzig, Prem.⸗Lieut. Kuleke aus Poſen, die Kaufleute Neier aus 
Chemnitz Kleß aus Meerane, Tſchierſchty aus Breslau, Hecht aus 
Offenbach a. M., v. Zelazewski aus Tremeſſen, Hillel aus Breslau, 
Röhlicke aus Berlin, Inſpektor Werner aus Neuſtadt, die Kaufleute 
Neuſtädter und Schäfer aus Breslau, Wenke aus Hannover, Tripp 
aus Bromberg. F 

Hotel de Berlin (W. Kamiefiski). Rittergutsbeſitzer v. Sezewsi 
aus Gorzewo, Rentier v. Grabowski aus Bromberg, Prabſt MH 
Görecki aus Rosko, Baumeiſter Großmann und Frau aus Obornik, 
Kaufmann Wize aus Hannover, Frau Wieruſzewska u. Tochter 


aus Lekno, Kaufmann Valter aus Hannover, Probſt Kielczynsi 


eodor Jahns Hotel garni. Die Kaufleute Mode aus Nor 
Ce? Kann und Beyer aus Berlin, Dreßler aus Schierſtein, 
rummel aus Breslau, Rechtsanwalt Citron aus Schrimm. - d 
Stern's Hotel de I Zurope. Kaufmann Klinke aus Forſt i, L. 
die Gutsbeſitzer Sarnow aus Schwerin, Neye aus Inſterburg, l 
Apotheker Geſchke aus Nennhauſen, Baumeiſter Hirſeland aus 
Berlin zdie Kaufleute Denewitz aus Plauen, Liebing aus Görlitz, 
Lehrer Protz aus Fürſtenwalde, die Kaufleute Zinnert aus Han⸗ 
nover, Noack aus Malchin. SE: 
Georg Müller's Hotel „Altes deutsches Haus“. Kaufmann 
8 aus Berlin, Fräulein Rohloff aus Rogaſen, verw. Frau 
kaior Priebſch aus Breslau, Wirthſchafterin Fräul. Brix aus 
Breslau, Kaufmann Weddy aus Berlin, Wachtmeiſter Maydorn 
aus Koſtſchin, Fiſchwagrenhändler Wendt aus Wollin, die Kaufleute 


Blumenfeld aus Berlin, Angerſtein aus Leipzig. 


und Gebäudeſteuer an die Kommunalverbände. Wenn Sie nur 
verrathen, an welche? doch nicht den Gemeinden, oder gax den 
Kreiſen? Das Experiment werden Sie doch nicht noch einmal 
machen. Ich bin der Meinung, daß $ 84 gegenüber dem Geſetze 
vom 16. Juli 1880, dem ſog. Portemmongiegeſetze, dem Geiſte nach 
ab iſt. Wir haben es damals in dem Vertrauen bewilligt, 
daß, 


von der Ueberzeugung getragen werden, daß Gerechtigkeit beſteht 
und namentlich auch in der Beſteuerung, daß Raum ſei für eine 
jede ehrliche Ueberzeugung, zu wirken für das Wohl des Staates. 
Die Tage der alten, verbrauchten Staatsweisheit, die nur mit 
Diplomatie, Polizei, Bureaukratie und Bevormundung auszukom⸗ 
mun wußte, ſie ſind vorüber und können nimmermehr wiederkehren. 
Wir acceptiren das Programm, das der Miniſterpräſident aufge⸗ 
ſtellt hat, daß die Geſetze derartig geſtaltet ſein ſollen, daß ſich die 
Liebe der Staatsangehörigen zu dem Staatsweſen KG kräftige 
und belebe. Dazu gehört auch eine Steuergeſetzgebung, welche die Zu⸗ 
friedenheit im Lande, welche das Bewußtſein ea daß aus⸗ 
gleichende Gerechtigkeit herrſcht. Der frühere Reichskanzler hat uns 
einmal vorgeworfen, daß die Oppoſition ein Bedürfniß nach Unzufrie⸗ 
denheit habe. Noch niemals iſt eine ſo ungerechte Anklage gegen die 
Oppoſition erhoben (Widerſpruch rechts), wie dieſe. Wenn wir einen 
Bedarf an Unzufriedenheit hätten, dann hätten wir nicht gewarnt 
vor jener Zoll⸗ und Steuerpolitik, vor andern. Maßregeln, von 
denen ſich ſchon herausgeſtellt hat, daß ſie nicht zum Heil des 
Vaterlandes dienen. (Unruhe rechts.) Wir leugnen jedes Bedürf⸗ 
niß nach Unzufriedenheit. Allein das Bedürfniß haben wir, unjere 
Pflichten als Volksvertreter ernſt zu nehmen und die Vorlagen 
daraufhin zu prüfen, ob fie geeignet find, die Liebe zum Vater⸗ 
land zu CHE Dieſem Programm werden wir treu bleiben, wie 
man auch über uns denken möge. Wir ſtreiten nicht mit Ihnen 
ob alter oder neuer Kurs, — das ſind für uns gleichgiltige Redens⸗ 
arten. Wir ſind bereit mitzugehen, wenn Sie vorwärts gehen, 
rückwärts nicht einen Schritt. (Lebhafter Beifall links). 
Hierauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf Freitag 


Uhr. 
Schluß 5 Uhr. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Potsdam, 19. Nov. Prinz Adolf von Schaum- 
burg⸗Lippe iſt mit ſeiner Gemahlin, der Prinzeſſin Vik⸗ 
toria, heute Abend 9 Uhr 50 Minuten mittelſt Sonderzuges 
hier eingetroffen. Der Bahnhof war feſtlich geſchmückt. Am 
Bahnhofe hatten die Eiſenbahnarbeiter mit Magneſiumfackeln 
Aufſtellung genommen; die Havelufer, der Brauhausberg und 
die Kirchen waren bengaliſch beleuchtet. Die hohen Neuver⸗ 
mählten begaben ſich unter enthuſiaſtiſchen Kundgebungen der 
die Straßen füllenden Bevölkerung alsbald nach dem Stadt⸗ 
ſchloſſe, und nahmen in den ſogenannten ruſſiſchen Kammern 
Wohnung. 

Königsberg i. Pr., 20. Nov. Der Generalſtabschef 
des 1. Armeekorps, Oberſtlieutenant v. Gayl, iſt als Kom⸗ 
mandeur des 2. Garderegiments z. F. nach Berlin verſetzt. 
Nachfolger deſſelben hierſelbſt iſt Major d. Leſſel vom 43. 
Regiment. 

Warſchau, 20. Nov. Im Kurierzuge der Warſchau⸗ 
Wiener Eiſenbahn wurden in der Nähe der Station Kutno 
zwei Paſſagiere der zweiten Wagenklaſſe ermordet. Man ver⸗ 
muthet, es liege ein Raubmord vor. 

Liſſabon, 20. Nov. Das amtliche Blatt „Diario“ ver⸗ 
öffentlicht vier Dekrete, deren hauptſächliche Beſtimmungen den 
Tranſitverkehr zwiſchen der Mündung des Pungwe und der 
engliſchen Einflußſphäre gegen Zahlung einer Abgabe von 
3 pCt. des Werthes der Waaren bewilligen und die freie 
Schifffahrt auf dem portugieſiſchen Theile des Zambeſi und 
des Shirefluſſes für alle Nationen verkünden. 

London, 20. Nov. Davitt erklärt in einem Artikel ſei⸗ 
nes Journals „Labour world“, der Ausgang des Eheſchei⸗ 
dungsprozeſſes O' Shea erheiſche den Rücktritt Parnells. 
Parnell müſſe ſich aus dem politiſchen Leben zurückziehen, da⸗ 
mit die Sache des iriſchen Homerule nicht den ſchwerſten 
Schaden nehme. 

Athen, 19. Nov. Der ruſſiſche Großfürſt⸗Thronfolger 
iſt heute nach Egypten abgereiſt. 


wenn mehr Ueberweiſungen aus dem Reich kommen würden, 
als die Matrikularbeiträge betragen, daß ſie dann verwendet werden 
zur Entlaſtung der Einkommen bis 6000 Mark. Nach dem Porte⸗ 
monngaiegeſetz könnten wir ſchon jetzt eine ganz erkleckliche Summe 
zur Erleichterung der Cenſiten bis 6009 Mark verwenden. Ich 
möchte von der Regierung Auskunft erbitten, wie ſie über das 
5 des Geſetzes denkt, denn ſie hat darüber kein Wort 
eſprochen. 
Si Noch ſchlimmer liegen die Verhältniſſe bei der Erbſchafts⸗ 
ſteuer. Der Mehrertrag wird in den Motiven auf 3½ Millionen 
geſchätzt. Es findet ſich aber keine Ausdeutung darüber vor, was 
mit dieſen 3½ Millionen geſchehen ſoll. Sollen fie auch in den 
Kaſten? Dazu find wir in Preußen nicht reich genug. Ich be⸗ 
willige keine Steuer, wenn ſie nicht nöthig iſt. b 
Was das Einkommenſteuergeſetz betrifft, jo Debt es ja 
feſt, wir ſind im Prinzip alle für die Verſchmelzung der Einkom⸗ 
men⸗ und Klaſſenſteuer. Ich will auch in feiner Weiſe dem 
Prinzip der Deklarationspflicht entgegentreten. Die gegenwärtigen 
Zuſtände ſind in der That unhaltbar. Wie die jetzige Steuer⸗ 
geſetzgebung liegt, iſt es Niemandem zu verdenken, wenn er ſi 
u niedrig einſchätzen läßt, namentlich wenn er ſieht, daß ſeine 
kachbarn noch niedriger eingeſchätzt werden. Anders liegt es 
ſchon bei Mitgliedern der Einſchätzungskommiſſion. Denn dieſe 11 
ſollen den Anderen mit gutem Beiſpiel vorangehen und zeigen, 
daß die Steuergeſetze eine Wahrheit werden ſollen. Ich möchte 
aber zugleich der Anſicht des Herrn Finanzminiſters gegenüber⸗ 
treten, daß nur das Kapital ſich der Einkommenſteuer entzieht, 
während der Grundbeſitz offen daliege. Vielmehr ſind auch gerade 
viele Grundbeſitzer viel zu niedrig eingeſchätzt worden. Eine Selbſt⸗ 
deklaration, wie ſie vorgeſchlagen wird, hat jg Schwierigkeiten, 
namentlich für die Grundbeſitzer, aber es wird ſich jeder allmählich 
daran gewöhnen. Die Beſteuerung muß der Gerechtigkeit und den 
wirklichen Verhältniſſen entſprechen. Zudem hat ſich die Selbſtein⸗ 
ſchätzung in anderen Staaten gut bewährt. 
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DE Einkommenſteuerſtatiſtik. Eine ſolche giebt einen Ein⸗ 


ein Heller mehr eingenommen und . wird, als nöthig iſt. 


bewitligung durchaus nöthig. Die preußiſche Regierung verweigert 


DS "we Recht der Steuerbewilligung, obwohl jeit Dezennien 


amtenfamilien, haben durch die Lebensmitteltheuerung viel EN leiden 
der i Hier muß die beſſernde Hand angelegt werden. 


räume für 0 klein. Es iſt oft ganz unmöglich, das Einkommen In 
ei abzu ` 

selbitdeflaration bedeutend erleichtern, wenn ſie größere Zwiſchen⸗ 
räume, namentlich bei den größeren Einkommen feſtſetzt; es wird 
auch weſentlich zur Beruhigung der Zenſiten dienen. Ich halte bei 
dieſer Gelegenheit auch eine e des Wahlrechts für un⸗ 
erläßlich. Wir müſſen dahin dringen, daß das N 
auch für die Wahlen zum preußiſchen Landtag gilt. 


Berlin, 21. Nov. (Stadtverordneten⸗Verſammlung.) Der 
Antrag auf Verleihung des Ehrenbürgerrechtes an Koch wurde 
einſtimmig angenommen. Die Verſammlung beſchloß ferner 
bis zur Fertigſtellung der ſtaatlichen Klinik Koch die zur För⸗ 
, ſeiner Entdeckung nöthigen Räume einzuräumen. Der 
ee iche Antrag war jofort von einem aus zehn Mitgliedern 
beſtehenden Ausſchuſſe berathen worden. Der ebenfalls an⸗ 
genommene Zuſatz beantragte, Koch die 1 Zimmer 
zu überlaſſen, um das Heilverfahren für die % 
möglichſt auszunützen. Die nöthigen Mittel wurden bewilligt. 
In der Berathung berichtete Stadtrath Strahemann, die Re⸗ 
gierung habe die Angelegenheit bereits am 1. November in 
die Hand genommen. Nach der Publikation Kochs beſchloß 
das Kuratorium des Moabiter Krankenhauſes 150 Betten zur 
Verfügung zu ſtellen. Stadtverordneter Spinola betont, daß 
es ſich dabei auch um die übrigen Infektionskrankheiten han⸗ 
dele. Stadtverordnetenvorſteher Dr. Stryck wies darauf hin, 
daß auch vorgeſchlagen worden ſei, Koch das Sanatorium des 
Dr. Malchow für Tuberkuloſe zur Verfügung zu ſtellen. 


ie W / \ iderſpruch 
rechts.) Für die Dauer ſind derartige Wahlrechte neben einander 
unhaltbar. 
Was die Reichsunmittelbaxen angeht, fo meine ich, daß 
in Verfaſſungsſtaaten derartige Privilegien nicht beſtehen dürfen. 
Die Herren batten ſchon längſt auf ihr privilegium odiosum ver⸗ 
ichten ſollen, für das ein Rechtsanſpruch nicht vorhanden iſt. 
Line Entſchädigung für die Aufhebung des Privilegiums zu geben 
liegt kein Grund vor, man würde damit das Volksgefühl verletzen. 
Ich bin gar ` daß die Herren es gar nicht annehmen würden, 
ur denn ſogar ſich bereits Freiwillige zur Beſteuerung gemeldet 
aben. 

Für den Erfolg der Vorlage iſt die Art der Veranlagung 
von großer Bedeutung. Bei Fehlgriffen der betreffenden Behörde 
wird das Geſetz nicht populär werden können. Ich habe auch das 
Vertrauen, daß die deutſchen Cenſiten ihrer Pflicht gemäß ſich 
SO einſchätzen werden, und meine überhaupt, daß die ganze 
Durchführung des Geſetzes von der en Mitwirkung der 
me, 1 abhängt. Man kann unmöglich der Behörde das Recht 
wenigen, einfach die Angaben der Cenſiten zu ignorſren. Um jo 

1 ein ſo weitgehendes Recht 2 Schalen, als die Kom⸗ 


Celegraphiſche Vörlenberichte. ES: 
Fonds-sturie, | 


Breslau, 20. Nov. Ermattend. 
3, Yige L.⸗Pfandbriefe 96,70, 4% ige ungariſche Goldrente 
evölferung | 88,40 Konſolidſrte Türken 17,60, Türtiſche Loose 77,50, Breslauer 
Diskontobank 105,50, Breslauer Wechslerbank 104,50, Schleſiſcher 

Bankverein 122,25, Kreditaktien“) 160,60, Donnersmarckhütte 78,00. 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn 87,50, Oppelner Zement 106,00, Kramſta 
130,00, Laurahütte 132,50, Verein. Oelfabr. 95,00, Oeſterreichiſche 
Banknaten 176,00, Ruſſiſche Banknoten 240,75. per ultimo. Ro: 
Schleſ. Zinkattien 194,00, Oberſchleſ. Portland⸗Zement 118,50 
Archimedes —,—, Kattowitzer Aktien⸗Geſellſchaft für Bergbau und 


Hüttenbetrieb 119,50, Flöther Maſchinenbau 119 legt E wë d 


a. M., 20. Nopbr. Effetten⸗So 3 
Kreditakt. 258%, * 208%, Lombarden 117%, Galzier 
Eavpter 96,00, 4% ungar. Goldrente 88,80, 1880er Ruſſen ———" 
Gotthardbahn 158,60, Diskonto⸗Kommandit 50, Dresdner 
Bank 149,60, Laurahütte 133,60, Gelſenkirchen 16790, Coullk 


miſſionen 


Cenſiten in urchaus noch nicht die nöthige Schulung haben, mit den 


A ri i f 
Beſtimmungen A — Weiſe umzugehen. Ebenſo bedenklich ſind die (Beifall.) Bergwerk —,—, Griechiſche Monopol⸗Anleihe —.—, Darmſtädt R 
die Zuſammenſetzung der Einſchätzungs⸗ N E eg CA er I 
SS Wé die d ganz undenkbar, daß man der Regierun Wien, 20. Novbr. Die „Preſſe“ meldet: In An⸗ wi Fest Deutſche Bank 153,30, Mexikaner —,—, Argentinier k 3 


Belieben zu ernennepaltte der Mitglieder der Kommiſſton na 


Ganz unerklärlich iſt es mir 
„warum Herr v. Rauchhaupt den 
22 der Wise de. ng haben will. Wie ſoll ae Arbeit 
ei der Maß d mm äfte bewältigen? Neben dem Staats⸗ 
kommiſſar würde er e . unſelige Fiaur ſpielen. Dazu kommt, 
daß der Landrath ein politiſcher Beamter ift, wir aber wollen un⸗ 


Wir werden den Reformen nur dann über⸗ 
treten, wenn die konſtitutionellen Bedingungen er S GE 
daß bei einer Finanzlage wie der heutigen fein fennig mehr 
bewilligt wird, denn das wäre das Unverantwortlichſte von Allem. 
Wenn wir mehr Geld von den Stenerzablern erheben würden, 


gelegenheit des deutſch⸗öſterreichiſchen Handelsvertrages fand 
heute Co zweiſtündige Konferenz zwiſchen dem öſterreichiſchen 
Ge e Se Zenger e? e att 5 SE de 8 N 
ektion zegyoenyi aus dem Miniſterium eußern 5 2 
beiwohnte. Letzterer Rache den Vorſchlag, die Vorverhand⸗ 90100 e Ze 1940 Te eg al 
lungen im Dezember zu beginnen. 91,30, Unionbank 235,75, Länderbank 218,00. Feſt. Ke 
Wien, 21. Novbr. Der Landtagsausſchuß für die Vor⸗ ondon, 20. Novor, A End Tien e Conſols 1, 
lage betr. die Bereinigung der Vororte mit Wien erledigte Rufen 1809. (l. erte 9 Staftener 91% e en 
gelen die Vorlage. „Der Statthalter erklärte, er ſei im Intereſſe Goldrente 87° roz. unific. 8 pter 94% Rep 
er finanziellen Erleichterung Wiens bereit, den Gemeindebeitrag Set N " e 


Wien, 20. Nov. Abendbörſe. Ungarische Kreditaktien 3477/5. 
öſterr. Kreditaktien 294,25, Franzoſen 235,75, Lombarden E KE" 
öſterr. . 


riſche 
Wë 
roz. konſol. kaner 20, Silber 45 ¼, Lombarden 12%, Sr, 
eers —, Rio 4 


8 f AR — —, Suezaktien —, konv ter —. { 
als unbedingt erforderlich iſt, die Tendenz der Vorſchläge, die für den Polizeiaufwand vom Jahre 1892 an auf 500000 Ko S „tond. Egypter e 
Schwachen iu entlaften, extennen wir aufs Wärmfte am aber Gulden zu ermäßigen, was eine jährliche Erſparniß von einer HEART Sa Si 2 
die einzig wirkſame Finanzpolitit zur Durchführung einer wirk⸗ Viertelmillion darſtelle. Dieſe Erklärung wurde in das Ge⸗ Produkt KÉ Sg 1 
lichen 2 nur in der Aufhebung der Lebens⸗ E. 4 


ſetz U e Der Bürgermeiſter ſprach dem Statthalter 
ſeinen Dank aus. 

Wien, 21. Nov. Der Verein öſterreichiſcher Baumwollen⸗ 
weber bereitet eine Petition an das Handelsamt vor, in welcher 


Köln, 20. Nov. Getreide 3 ieſiger loko 19,00, 
do. fremder loko 22,00, per ea Gu A März 19.50. 
Rog = Ze: lolo SCH fremder loko 0 der 1700. 2495 
per rz 17,15. Hafer 15,00, fremder 17.00. Rü 

loko 84,00, per Maß 58,50. ee e 1255 


ſeit 1879 KA ée 
iniſter⸗ 


is 


ordinary 4, do. 


Bremen, 20. Nov. Petroleum. (Schlußbericht) ſtill, Stan⸗ 
dard white loko 6,30 Br. 

Aktien des Norddeutſchen Lloyd 143% Gd. 

Norddeutſche Wı Ikänmerei — Br. 

Hamburg, 20. cov. Zu kermarkt (Nachmittagsbericht.) Rüben⸗ 
ander I. Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, frei 
am Bord Hamburg per Nov. 12,12 ½, per Dez. 12,22 ½, per März 
1891 12,75, per Mai 13,00. Behauptet. 

Hamburg, 20. Nov. Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good 
average Santos per Novbr. 85'/,, per Dezbr. 82 ½, per März 77, 
per Mai 76. Behauptet. 

Hamburg, 20. Novemb. Getreidemarkt. Weizen loko ruhig, 
holſteiniſcher lolo — —, neuer 184 — 195. Roggen loko ruhig, 
meckleaburg loko neuer 178—188, ruſiſcher loko ruhig, 132—136. 
Hafer ruhig. — Gerſte ruhig. — Rüböl (unverzollt) matt, 
loko 59 ¼. Spiritus matt, per Novbr. 28 ¼ Br., per Novbr.⸗Dezbr. 
28 ¼ Br., per Dezember⸗Januar 28 Br., per April⸗Mai 28 Br. 
Kaffee ruhig. Umſatz 1500 Sack. Petroleum ruhig. Standard 
white loko 6,30 Br., per Dezember 6,20 Br. Wetter: Regneriſch. 

eſt, 20. November. (Produktenmarkt.) Weizen loko feſt, 


er Herbſt —,.— Gd., —.— Br., SE 800 &. 8,02 Br. — 
Safer per Herbit — Gd. — Br., Frühjahr 7,30 Gd. 7,32 Br. — D 


ais per Mai⸗Juni 91 6,26 Gd. 6,28 Br. — Kohlraps per Aug.- 
Sept. 1891 13,60 a 13,55. Wetter: Prachtvoll. 
aris, 20. Nov. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen beh., 
per November 25,70, per Dezember 25,70, per Januar⸗April 
25,70, per März⸗Juni 25,90. Roggen ruhig, per November 
16,70, per März⸗Juni 17,20. Mehl ruhig, per November 58,60, 
per Dezember 58,40, per Januar⸗April 57,90, per März⸗Juni 
57,90. Rüböl matt, per November 63,00, per Dezember 63,25, per 
anuar⸗April 64,00, per März⸗Juni 64,25. Spiritus ſteigend, per 
ovember 36,75, per Dezember 37,00, per Januar⸗April 38,00, per 
Mai⸗Aluguſt 39,25. — Wetter: Bedeckt. 

Paris, 20. Nov. (Schlußbericht.) Rohzucker 888 ruhig, loko 
32,75 à 33,00. Weißer Zucker träge, Nr. 3 per 100 Kilogramm per 
November 35,12 ¼, per Dezember 35,25, per Januar⸗April 36,87¼, 
per März⸗Juni 36,50. 

Havre, 20. Nov. (Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
Ziegler u. Co.) Kaffee in Newyork ſchloß unregelmäßig. 

Rio 18 000 Sad, Santos 15 000 Sack. Recettes für geſtern. 

Havre, 20. Nov. (Telegramm der Hamburger Firma Peimann, 
140255 u. Co.) Kaffee, good average Santos, per Dezember 
04,25, per März 1891 97,00, per Mai 95,50. Behauptet. 

Amfterdam, 20. Nov. Bancazinn 54'),. 

Amſterdam, 20. Nov. Java⸗Kaffee good ordinary 58%... 

Amſterdam, 20. Nov. Getreidemarkt. Weizen per November 
—, per März 222. Roggen per März 156, per Mai 154 


a 153 a 154. 
Antwerpen, 20. Nov. Getreidemarkt. Weizen behauptet. 


Roggen ruhig. Hafer behauptet. Gerſte feſt. 
ntwerpen, 20. Nov. Petroleummarkt. (Schlußbericht.) 
Raffiniktes Type weiß loko 16%, bez. und Br. per Novbr. 16% 


— 45 Dezember 16 Br., per Januar-März 16, Br. — 
eichend. . 
ondon, 20. Nov. I6pEt. Javazucker loko 15'/, ruhig, Rüben⸗ 
Rohzucker loko 12 ruhig. Centrifugal Kuba —. 
London, 20. Nov. An der Küſte 3 Weizenladungen ange⸗ 
boten. — Wetter: Milde. 
London, 20. Nov. Chili⸗Kupfer 54°/,, per 3 Monat 55. 
Liverpool, 20. Nov. Baumwolle. (Schlußbericht.) Umſatz 
8000 B., davon für Spekulation und Export 500 B. Träge. 
Middl. amerikaniſche Lieferungen: November-Dezember D. 
Käuferpreis, Dezember - Januar 5¼ do. Januar⸗Februar SI. 
do., Februar: März 5% do,, März⸗April 5'/,, Käuferhreis, 
April⸗Mai 5. do., Juni⸗Juli 5%, Käuferpreis, Juli⸗Auguſt A 
do., Auguſt⸗September 5'°/,, d. Käuferpreis. 
Liverpool, 20. Nop. mid A ‚Amerikaner good 
low middling 5, Amerikaner middling 
Bäi, middling fair 5¼½, Pernam fair 6¼, do. good fair Die 


Ceara fair 5%, do. good fair 6, Bahia fair —, Maceio fair 
51%, Maranham fair 57, Egyptian brown fair 7°/,, do. d. good 
fair 6, do. do. good 6% do. do. white fair 6, do. do. good 
fair 6, do. do. good —, EI G. Broſch good A7. do. fine 5¼, 
Dhollerah fair 3°/,,, do. good fair 2111... Dhollerah good 4, do. fine 
4½, Oomra fair 3'%,,, do. good fair ie, do. goed ie do. fine 
446, Seinde good fair —, do. good 3, Bengal good fair 37/10, 
do. good 3°/,, do. fine 4½, Madras, Tinnivelly, fair 45, do. do. 
good fair 4¾8, do. do. good 5%, do. Weſtern fair 3°/,, do. do. 
00d fair 4½, do. do. good 4¼½, Peru rough fair —, do. do. good 
air 86, do. do. good 8°/,, do. moder. rough fair 6%, do. do. do. 
15 KS 57 do. do. do. good 7, do. ſmooth fair 5°/,, do. do. 
good fair 5°/,. 
lasgow, 20. Nov. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbres 
Warrants 48 fh. 9¼ d. : 

Newyork, 19. Nov. Waarenbericht. Baumwolle in New⸗ 

Coen 9%, do. in New⸗Orleans 0. Raff. Petroleum 70 Proz. 

bel Teſt in New⸗Nork 7,35 Gd. do. in Philadelphia 7,35 Gd. 
rohes Petroleum in Newyork 7,10, do. Pipe line Certificates per 
Dezember 69'/,. Leichter. Schmalz loko 6,10, do. Rohe u. Brothers 
6,50. Zucker (Fair refining Muscovados) 4% nom. Mais (New) 

ezbr. 57¼8. Rother Winterweizen loko 99%, — Kaffee (Fair 
Rio-) 19% Mehl 3 D. 65 C. Getreidefracht 3. Kupfer per 
Dezbr. nom. Weizen per Novbr. 98½, per Dezember 987%, 
per Mai 104. — Kaffee Rio Nr. 7, low ordin. per Dezember 
16,97, per Februar 15,50. 

Berlin, 21. Nov. Wetter: Feucht. 

Newyork, 20. Nov. Rother Winterweizen per November — D. 
97¾ C. per Dezember — D. 98 C. 

Fonds⸗ und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 20. Nov. Die heutige Börſe wies in ihrem ge⸗ 
ſammten Verlaufe feſteren Charakter auf. Die Kurſe ſetzten auf 
ſpekulativem Gebiet durchſchnittlich etwas better ein und konnten 
auch weiterhin zumeiſt noch etwas anziehen. In dieſer Beziehung 
waren die günſtigeren Tendenzmeldungender fremden Börſenplätze 
von um ſo größeren Einfluß, als auch die neueſten Nachrichten 
über die Entwickelung des internationalen Geldmarktes und über 
die Kriſis in London befriedigender lauteten. 
führte daher belangreichere Deckungen aus, denen gegenüber die 
vorliegenden Vexrkaufsordres wenig ins Gewicht fielen. 

Der Kapitalsmarkt zeigte feſtere Haltung für heimiſche ſolide 
Anlagen bei regerem Verkehr; Reichs⸗ und Preußiſche konſolidirte 
Anleihen erſcheinen etwas höher. Auch fremde, feſten Zins tra⸗ 
en ausländiſche Staatsfonds und Renten feſter und 
ebhafter. 

Der Privatdiskont wurde mit 5'/, Prozent notirt. 

Auf internationalem Gebiet waren öſterreichiſche Kreditaktien 
ſteigend und ziemlich belebt; Franzoſen und Lombarden etwas beſſer 
und lebhafter, auch Dux⸗Bodenbach und Warſchau⸗Wien feſter und 
mehr beachtet, andere ausländiſche Bahnen zumeiſt feſt und ruhig. 

Inländiſche Eiſenbahnaktien feſter, Marienburg⸗Mlawka und 
Oſtpreußiſche Südbahn lebhafter. £ - 

Bankaktien recht feſt; die ſpekulativen Deviſen ſteigend und 
. Aktien der Deutſchen Bank, Diskonto⸗Kommandit⸗ 

ntheile 2c. 

Induſtriepapiere ſchwächer und ruhig, Montanwerthe feſter und 
theilweiſe lebhafter. 

8 Vrodukten - Vörſe. 

Berlin, 20. Nov. Weizen war bei ſchwachen Umſätzen pr. 
gd 2 M. billiger. Roggen ſetzte etwas niedriger ein, konnte 
ich ſpäter aber bei dem Mangel an neuen Zufuhren erholen. Der 


laufende Monat ſtellte ſich um / M. höher als geſtern, Nopbr.⸗ 
Dezember wenig verändert. Hafer bei geringen Umſätzen etwas 
ſchwächer. Roggenmehl konnte bei ruhigem Verkehr Wave 
Preiſe nicht behaupten. Rüböl niedriger abgegeben. Spiritus 
Cé > Pr: höher bezahlt; Termine bei mäßigen Umſätzen wenig 
erändert. 


Weizen (mit Ausſchluß von Rauhweizen) per 1000 Kilo⸗ 
ramm. Loko ſtickl. Termine wenig verändert. Gekündigt 200 
onnen Kündigungspreis 193 M. Loto 182—195 M. nach Qua⸗ 

lität. Lieferungsqualität 191 Mark, per dieſen Monat 193 bis 
192,25 —193 bezahlt, per November⸗Dezember 191,25—190,75 bis 
191,75 bez per Dezember⸗Januar —,—, per März April —.—, 
per April⸗Mai 191 bis 190,75 bis 191,5 bez., per Mai⸗Juni — 


bezahlt. 
; den per 1000 Kilogramm. Loko matter. Termine 
ſtill. Gekündigt — Tonnen. ündigungspreis — Mark. Loko 


179—186 Mark nach Qualität. Lieferungsqualität 183 Mark, 
inländ. 183—184,5 ab Bahn und frei Mühle bez., per dieſen Mo⸗ 
nat 184,5 bis 185,5 bis ‚25 bez., per November⸗Dezember 178,75 
bis 179,5—179 bez., per Dezember⸗Januar —,—, per Januar⸗ 
Februar 1891 —,— bez, per April⸗Mai 168,75 —168,5 bis 169 
bis 168,5 bezahlt, per Mai⸗Juni — bez. 

Gerſte per 1000 Kilogramm. Still. Große und kleine 136 
bis 205 M. nach Qualität. Futtergerſte 136—150 M. 

Hafer per 1000 Kilogr. Loko behauptet. Termine wenig verändert. 
Gekündigt 350 Tonnen. Kündigungspreis 143,5 M. Loko 141 bis 
157 M. nach Qualität. Lieferungsqualität 144 M., pommerſcher, 
preußiſcher und ſchleſiſcher mittel bis guter 142—147, feiner 148 
bis 154 ab Bahn bez., per dieſen Monat 143,5 — 143,25 bez., per Nov.⸗ 
Dezember 143,25 — 143 bezahlt, per Dezember⸗Januar —,—, per 

— —.—, per April⸗Mai 140,50 — 140,25 bezahlt, per 

ai⸗Juni —. 

Erbſen per 1000 Kg. Kochwaare 160-200 M., Futterwaare 
148—154 M. nach Qualität. 

Roggenmehl Nr. 0 und 1 per 100 Kg. brutto incl. Sack. 
Termine matt. Gekündigt — Sack. Kündigungspreis — Mark, 
per dieſen Monat 25,6 bezahlt, per November⸗Dezember 24,95 
bezahlt, per Dezember = Januar 24,85 bezahlt, per Januar⸗ 
Februar 1891 24,7 bez., ver Februar⸗März 24,3 bez., per April⸗ 
Mai 1891 23,7—.65 bezahlt. 

Trockene Kartoffelſtärke per 100 Kg. brutto incl. Sack. 
Loko 23,00 M., per dieſen Monat — M. 

Feuchte Kartoffelſtärke per dieſen Monat — M., per 
Nov.⸗Dezember —,— M. R 

Kartoffelmehl per 100 Kilogr. brutto incl. Sack. Loko 


Rüböl per 100 Kilogramm mit Faß. Matter. Gekündigt 
— Ztr. Fündigmg een — M. Lolo mit Faß — bez., loko ohne 
ges — bez., per dieſen Monat 57,1—57—,2 bez., per November⸗ 
M 


Die Kontremine 23.00 


ezember 57,1—57- 2 bez., per Dezember⸗Januar —, per April- 
al 56,7—,6—,8 bezahlt. ` 

Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe per 100 Ltr. à 100 
Proz. = 10000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kündi⸗ 
gungspreis — M. Loko ohne Faß 59,9 bez., per dieſen Monat —, 
per September⸗Oktober —. 

Spiritus mit 70 M. Verbrauchsabgabe per 100 Ltr. à 100 
Proz. = 10 000 Ltr. Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kün⸗ 
digungspreis — M. Loko ohne Faß 40,7—,5 bez. S 

Spiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe per 100 Liter à 100 
Proz. = 10 000 Proz. nach Tralles. Gekündigt — Ltr. Kündi⸗ 

ungspreis — M. Loko mit Faß —, per dieſen Monat —, per 
Ott November — bez. R 

Spiritus mit 70 Mark Verbrauchsabgabe. Feſt. Gekündigt 
20,000 Liter. Kündigungspreis 39,8 Mark. Loko mit Faß — M., 
(ei? dieſen Monat 39,8—,9—,7 bez., per November⸗Dezember 39,5 

is 6—,4 bez., per Dezember⸗Janugr —,— bez., per Januar⸗ 

Februar 1891 —,— bez., per ril⸗Mal 40.3 —, 4,2. bezahlt 
per Mat = Juni 40,6—,7—,6 bezahlt, per Jun = Jul 413 
bis „1 bezahlt, per Juli⸗Auguſt 41,7—4—,6 bezahlt, per Sege 
September 42,2 bis ‚1 bezahlt. a 

Weizenmehl Nr. 00 27,5— 26,00, Nr. 0 25,75— 24,25 bez. 
Feine Marken über Notiz bezahlt. 

Roggenmehl Nr. 0 u. 1 25,75—25,00, do. feine Marken 
Nr. 0 u. 1 26,75—25,75 bezahlt, Nr. 0 1,50 M. höher als Nr. 0 
und 1 per 100 Kilo Br. inkl. Sack. 


Feste Umrechnung: I Livre Ster, — 20 M. I Doll = 4½ M. 


Rub. = 3 M. 20 Pf., 7 fl. südd. W. = 12 K. 


fl. österr. W. = 2 M. 


t fl. holl. W. = I M. 70 Pf. I Franc oder | Lira oder | Peseta = 80 Pf. 
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Bai — 103 Bu be Schw. Hyp.-Pf.| 4 ½ 10,25 G. Warsch-Teres 5 Reichenb.-Prior. Pr,Centr.-Pf.Com-O|3!/,| 93,60 bad. JBauges.Humb.|) 8 120,80 be B. 
Diskonto Wechsel v. 20. Ss 3% 137,00 8. eee 39,50 bz do. Wien.“ 15 222,78 be | (ew 5 Pr-Hyp«-B.1. Cr. 200 4½08¼3 C Sean 7, 
Amsterdam. 2 ½ 8 T. 168,20 pe ess. Präm.-A.| 3½ ve, Rente...... 5 | 86,60 bzG. Äweichseibahn| 5 do. Gold- Prior. 5 do. do. VI. (rz. 1100/5 UR G Passage 5 ½ 68,00 be G. 
KH „15 | 8 T. 20,385 bz el 7. -U. 3, 132,75 G. do. do. neue 5 86,50 be G mst.-Rotterd.| 8 Südost. 8. (Lb.) 23 | 65,80 be do. Lamm zait 4 100,70 bzG | U. d. Linden, 0 23,00 G 
a 8 T | 80,%0 bz ab. g 3% 131,25 be Stoch. Pf. 87. 4 | 99,00 8. olihardbahn His 158,50 pe 40. Obligation. 3 104,00 bzB. do. do. (rz.100)3'/., 94,80 bzG. fBerl.Elektr-Ww. 10 |190,00 bzG. 
$ JA) 8 T. 175,00 be Mein. 7Guld-L.| — | 27,08 bz do.St.-Ant.87) 3 ½ tal. ittelm. 5½ 199.00 & f. 40. Gold. Prior. 1 96 90 bag. Prs.Hyp.-Vers.-Cert. 4½ - — — —4 0 | 77,00 bzG 
Petersburg. 6 |3W. 240,90 be 128,16 bz pan. Schuld- 4 del E El Mel 55 do. do. do 4. 100,60 te 0. do. St. -r. 5 
| 8 231.00 D 1 tal.Merid.-Bah| 231 a ee el d 9 do. 3½ 94,10 bz hrensBr.,‚Mbt| — | 68,25 . 
Ueber T. 2400 be sche Fonds. ürk.A. 1865in üttich-Lmb. . 0,45| 22,10 bGfChark.Krem.gar. 5 | 99,90 ME ag 100 4188.40 8. Perl. Seck: — | 77.00 kz 
In Berlin 5'/,. Lombard 6 u. BI SEIN m Pfd. Sterl.cv.| I E: ux. Pr. Henri 2,30 58,60 be d. Gr. uss. Eis. gar. 3 | —,— kl. 79,00 E os. 3 Kal, 94.90 pe JSchultheiss-Br| 16 275,75 C. 
V RN. d 41 60 Gei va E do. do. 8. . f d, G Schweiz.Centr| 6¼ 162,50 G elez-Orel gar. ie 5 in e Cr. 5 a 103.50 G rest. Oelw..... 4¼ 95.00 bet, 
Geld, Banknoten u. Coupons. KZ asi) 5 2.40 4. 98.401 80. 30. 50 4 | 7400 ba Lë Dont Ivang..Domör. 5, 4% 99,40 & do. do. (r2.116) 44,163,00 es @fDeutsch.2apn. 3 71,59 E 
SBobvereigns 26,345 bzG. fBuen. Air.G.-A.| 5 | 67,1ü kl. 67,1» ÄTrk.400Frc.-L.| — | 76,75 be Ss Det ig ele Won: 2 90.75 bed. do. do. (ez. 140), won — — 8% Be 
ei 44 % n t Dën e pe . Westsicilian. .._4 ursk-Chark. 89 4 | 42.00 B. do do (rz.10014 98.2 — NS 
Engl. Not.! Pfd.Sterl. 20 37 € jEsypt.Anleine| 3 ` ung. Gid-Rent. 3 | 88,80 489,800 „„ lee Bankpapiere. Glauz. do. | 87,1102,00 G 
Franz. Not, Ge 22 2 Er “> * 196,75 kl. 95,78 ao. 61d. Inv. A. . el bzG. | Eisenb.-Stamm-Priorität. Ki edit | 91,70 a [B.6.Sprit-Prod.H) 2½ es — Wien 29 260,00 br Gd. 
Noten R 5 0. o do. do do. } 8. ———— — — Set o 80 (AT r „en H 
Russ. Noten 100. R.. | 241.25 be do. de 3% 39,90 bc |do.Päpier-Ant., 5 4192.7 ep . F ECH — 181.00 28 RE —— WA ké 
inrländ. L. — do. eh Fa Brosi- Ka H 134. ) 5 
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